
Geschäftsordnung 

für den Stadtrat der Stadt Stamberg 

Der Stadtrat der Stadt Starnberg gibt sich auf Grund des.Ärt. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) 
für den Freistaat Bayern folgende 

Geschäftsordn~ng: 
I 

Präambel 

Soweit die Geschäftsordnung männliche Bezeichnungen enthält sind damit auch die weiblichen Formen 
gemeint. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde davon abgesehen, entsprechende Alternativformu­
lierungen einzubauen. 

A. Oie Stadtorgane und ihre Aufgaben 

I. Der Stadtrat 

§1 

Zuständigkeit im Allgemeinen 

(1) Der Stadtrat beschließt Ober alle Angelegenheiten des eigenen und des Qbertragenen Wirkungs­
kreises, soweit sie nicht ausdrücklich beschließenden Ausschüssen übertragen sind oder aufgrund 
Gesetzes bzw. Übertragung durch den Stadtrat in die Zuständigkeit des ersten Bürgermeisters fallen. 

(2) 1Der Stadtrat überträgt die in § 7 genannten Angelegenheiten vorberatenden Ausschüssen zur 
Vorbereitung der Stadtratsentscheidungen und die in § 8 genannten Angelegenheiten beschließenden 
Ausschüssen zur selbstständigen Erledigung. 2Er kann sich die Behandlung und Entscheidung im 
Einzelfall vorbehalten, wenn das die Bedeutung der Angelegenheit erfordert; § 8 Abs. 3 Nr. 3 bleibt 
unberührt 

§2 

Aufgabenbereich de, Stadtrats 

Der Stadtrat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsänderungen der Stadt und zu Änderungen 
des Namens der Stadt oder eines Stadtteils (Art. 2 und 11 GO), 
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2. die Entscheidung über Ehrungen, insbesondere die te~eihung und die Aberkennung des Eh-
renbürgerrechts (Art 16 GO), . 

3. d~e Bildung und die Zusammensetzung der AUSSChÜr~ sowie die Zuteilung der Aufgaben an 
diese (Art. 32, 33 GO), i ; 

4. die Aufstellung von Richtlinien fOr laufende Angeleg~nlieiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz 2 GO, 
11 ! 

5. die Verteilung der Geschäfte unter die StadtratsmitQ~leder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2 GO), 
. I 

6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO), ii I 
!' , 

7. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Stadt der Genehmigung 
bedarf, soweit nicht Art. 43 Abs. 1 Satz 2 GO Anwendung findet, 

8. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von S~ungen und Verordnungen; ausgenom­
men alle Bebauungspläne und alle sonstigen Satzungen nach den Vorschriften des Ersten Ka­
pitels des Baugesetzbuchs sowie alle Satzungen nach den Vorschriften der Bayerischen Bau-
ordnung, i 

9. die Beschlussfassung Ober die allgemeine Regelun~ der Bezüge der Stadtbediensteten und über 
beamten-, besoldungs-, versorgungs- und disziplincfrechtiiche Angelegenheiten der Bürgermeis­
ter und der berufsmäßigen Stadtratsmitglieder, soweit nicht das Gesetz Ober kommunale Wahl­
beamte oder das Bayerische Disziplinargesetz etwas anderes bestimmen, 

10. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und Ober die Nachtragshaushaltssatzungen 
(Art 65 und 68 GO), 

11. die Beschlussfassung über den Finanzplan (Art. 70 GO), 

12. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe sowie die Be­
schJussfassung über die Entlastung (Art 102 GO),· . 

13. die Entscheidungen im Sinne von Art 96 Satz 1 GO über städtische Unternehmen, 

14. die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Stadtrat im Obrigen gesetzlich vorbehaltenen Angelegen­
heiten (Art. 88 GO), 

15. die Bestellung und die Abberufung des Leiters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertre­
ters und der Prüfer (Art 104 Abs. 3 GO) sowie des DatenSChutzbeauftragten, 

16. die Entscheidung über die Zulässigkeit eines BOrgEjtrbegehrens (Art 18 a Abs. 8 GO) und die 
Durchführung eines Bürgerentscheids (Art 18 a Aps.: 2, Abs. 8 GO), 

I I 

17. die allgemeine Festsetzung von Gebühren, Tarife~uod Entgelten, 
I . 

18. die Entscheidung über Ernennung, Beförderung, Äbordnung, Versetzung, Ruhestandsverset­
zung, Altersteilzeit und Entlassung der Beamten ab Besoldungsgruppe A 9 und die Entscheidung 
über Einstellung, Höhergruppierung und Entiassu~~ qer vergleichbaren BeSChäftigten ab Entgelt­
gruppe 9 TVöD, soweit diese Befugnisse nicht auf:ei~en Ausschuss übertragen sind, 

I 
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19. die Beschlussfassung Ober die Beteiligung an zwecJ~erbänden und, soweit hoheitiiche Befugnis­
se übertragen werden, über den Abschluss von Zwefkvereinbarungen, 

I' 

20. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlicherIF'anungen, z. 8. der Flächennutzungspla-
nung, der Ortsplanung, der Landschaftsplanung undrrder Landesplanung, der Gewässerplanung 
und gemeindeübergreifender Planungen und Proje~e, ausgenommen die ausdrücklich auf Aus-
schüsse übertragenen Angelegenheiten, . 

iI 

21. die Namensgebung für Straßen, Schulen und sonsti~e öffent1iche Einrichtungen, 

22. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung ~on Vertretern der Stadt in andere Organisa­
tionen und Einrichtungen, 

, 

23. die Beschlussfassung über die Vereinbarung einer ~ommunalen Partnerschaft, 

24. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlich v,rwalteter Stiftungen, insbesondere Änderun-
gen des Stiftungszwecks, ,: 

i,i 
I, , 

25. die Angelegenheiten der Sparkassen, soweit die Sttt als Träger zur Mitwirkung betroffen ist 

11. Die Stadtratsmitglieder 

§3 

Rechtsstellung der ehrenamtlichen St.dtratsmitglieder, Befugnisse 

(1) Stadtratsmitglieder üben ihre Tätigkeit nach ihrer frei&n, nur durch die Rücksicht auf das öffentliche 
Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträgf nicht gebunden. 

i 

(2) Für die allgemeine Rechtsste/lung der Stadtratsmitglieder (Teilnahmepflicht, Sorgfalts- und Ver­
schwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, AusschluSs wegen persönlicher Beteiligung, Geltend­
machung von Ansprüchen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und Verlust des Amtes) gelten die Art. 48 
Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 mit 3, Art 56a, Art. 49, 50, 19, 48 ~bs. 3 GO sowie Art 47 bis Art. 49 Gemein­
de- und Landkreiswahlgesetz. 

(3) Der Stadtrat kann zur Vorbereitung seiner Entscheid~ngen durch besonderen Beschluss einzelnen 
seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbeitung zuteilen und sie insoweit mit 
der Überwachung der gemeindlichen verwaitungstäti9Tit betrauen (Art 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 
3 GO). :1 

(4) Zur Ausübung von Verwaltungsbefugnissen sind S~dtratsmitglieder nur berechtigt, soweit ihnen 
der erste Bürgermeister im Rahmen der Geschäftsvert~lung nach Anhörung der weiteren Bürgermeis­
ter einzelne seiner Befugnisse (§§ 11 bis 15) überträgt (Art. 39 Abs. 2 GO). 

(5) 1Stadtratsmitglieder, die eine Tätigkeit nach Absatz ß oder 4 ausüben, haben ern Recht auf Akten­
einsichtinnerhalb ihres Aufgabenbereichs. 2Zur Vorber~itung von Tagesordnungspunkten der nächs­
ten Sitzung erhält jedes Stadtratsmitglied nach vorheriQer Terrninvereinbarung das Recht zur Einsicht 
in die entscheidungserheblichen Unterlagen, sofern Gr~nde der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. 

3 



31m Übrigen haben Stadtratsmitglieder ein Recht auf Akte~einsiCht, wenn sie vom Stadtrat durch Be­
schluss mit der Einsichtnahme beauftragt werden. 4Das Vj:mangen zur Akteneinsicht ist gegenüber 
dem ersten Bürgermeister geltend zu machen. 

I 1 

§4 

Fraktionen, Ausschussg~meinschaften 

(1) 1Stadtratsmitglieder können sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen zusammen­
schließen. 2Eine Fraktion muss mindestens 2 Mitglieder haben. 3Die Bildung und Bezeichnung der 
Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertreter sind dem ersten Bürgermeister mitzuteilen; 
dieser unterrichtet den Stadtrat 

(2) 1Einzelne Stadtratsmitglieder und kleine Gruppen, die ali/fgrund ihrer eigenen Stärke keine Vertre­
tung in den Ausschüssen erreichen würden, können sichlzur Entsendung gemeinsamer Vertreter in 
die Ausschüsse zusammenschließen (Ausschussgemeinschaften; M 33 Abs. 1 Satz 5 GO). :/!Absatz 
1 Satz 3 gilt entsprechend. . 

§5 

RechtssteJlung der berufsmäßigen Stadtratsmitglieder, Aufgaben 

1Die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder haben in Angelegenheiten ihres Aufgabengebiets Antrags­
recht und beratende Stimme (Art. 40 Satz 2 GO). 2Weic~en sie beim Vortrag im Stadtrat von der Auf­
fassung des ersten Bürgermeisters ab, haben sie darauf ausdrücklich hinzuweisen. 

111. Die Ausschüsse 

1. Allgemeines 

§6 

Bildung, Vorsitz, ~uflösung 
I 

(1) 1ln den Ausschüssen nach § 2 der Satzung zur Re~lung von Fragen des örtlichen Gemeinde­
verfassungsrechts sind die den Stadtrat bildenden Fraktionen und Gruppen unter Berücksichtigung 
von Ausschussgemeinschaften gemäß ihren Vorschlägen nach dem Verhältnis ihrer Stärke vertreten 
(M 33 Abs. 1 GO). 2Die Sitze werden nach dem Verfahren Hare/Niemeyer verteilt haben Fraktio­
nen, Gruppen oder Ausschussgemeinschaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so 
entscheidet die größere Zahl der bei der Stadtratswahl auf die Wahlvorschläge der betroffenen Par­
teien oder Wählergruppen abgegebenen Stimmen. 3Wird durch den Austritt oder Übertritt von Stadt­
ratsmitgliedern das ursprüngl~che Stärkeverhältnis der ifTI Stadtrat vertretenen Fraktionen und Grup­
pen verändert, so sind diese Änderungen nach Satz 2 Halbsatz 1 auszugleichen; haben danach 
Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemeinschaften 4en gleichen Anspruch auf einen Ausschuss­
sitz, so entscheidet das Los. 
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(2) Für jedes Ausschussmitglied wird fOr den Fall seiner JerhinderUng ein erster und ein zweiter 
Stellvertreter namenUich bestellt. I 

I 
(3) lDen Vorsitz in den Ausschüssen führt der erste Bürg~rmeister, einer seiner Stellvertreter oder 
ein vom Stadtrat bestimmtes Stadtratsmitglied (Art 33 A~s. 2 GO). 2Den Vorsitz im Rechnungsprü­
fungsausschuss führt ein vom Stadtrat bestimmtes Aussqhussmitglied (Art 103 Abs. 2 GO). 

I 
(4) Der Stadtrat kann Ausschüsse jederzeit auflösen (Arti 32 Abs. 5 GO); das gilt nicht für Ausschüs-
se, die gesetzlich vorgeschrieben sind. 

I 
I 

2. Aufgaben der AursChüsse 

§7 1
I 

I' 
Vorberatende Aus~chüsse 

(1) lVorberatende Ausschüsse haben die Aufgabe, die i~nen übertragenen Gegenstände fOr die Bera­
tung in der Vollversammlung des Stadtrats vorzubereite? und einen Beschlussvorschlag zu unterbrei­
ten. 2Berührt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet meh~erer vorberatender Ausschüsse, können die­
se zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten. 

(2) Zur Vorbereitung der Haushaltssatzung und der Nac~tragshaushaltssatzung einschließlich Haus­
haltplan, Anlagen und Bestandteilen wird ein Haushalts~ussChUSs als vorberatender Ausschuss gebil­
det 

I 
§8 I 

I 
Beschließende A~sschüsse 

I 

(1) Beschließende Ausschüsse erledigen die ihnen Obertragenen Angelegenheiten selbstständig an-
stelle des Stadtrats. i 

(2) 1Die Entscheidungen beschließender Ausschüsse stehen unbeschadetArt 88 GO unter dem Vor­
behalt der Nachprüfung durch den Stadtrat. 2Eine NacHprüfung muss nach Art. 32 Abs. 3 GO erfolgen, 
wenn der erste Bürgermeister oder sein Stellvertreter iT Ausschuss, ein Drittel der stimmberechtigten 
Ausschussmitglieder oder ein Viertel der StadtratsmitglIeder die NachprOfung durch den Stadtrat be­
antragt. 3Der Antrag muss schriftlich, spätestens am si~bten Tag nach der Ausschusssitzung beim 
ersten Bürgermeister eingehen. 4Soweit BeschlUsse di, Rechte Dritter berühren, werden sie erst nach 
Ablauf einer Frist von einer Woche wirksam. i 

(3) Die beschließenden Ausschüsse haben im Einzeln$n folgende Aufgabenbereiche: 
I 

1. Hauptausschuss: I 

a) Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkun~en für die Stadt soweit sie keinem anderen Aus-
schuss übertragen sind: i 

I 

I 
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- die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln bis z~ einem Betrag von 600.000 € im Einzelfall, 

- der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung iund die Aussetzung der Vollziehung von 
Abgaben, insbesondere von Steuern, Beiträ~e~ und Gebühren sowie von sonstigen For­
derungen bis zu folgenden Beträgen im Eimlelf;:IlI: 
- Erlass 16~.000 €, 
- Niederschlagung 300.000 €, 
- Stundung bis zu einem Jahr bis 600.000 €, 

über ein Jahr bis 300.000 €, 
- Aussetzung der Vol/ziehung ,300.000 €, 

- die Entscheidung über überplanmäßige Au~gaben bis zu einem Betrag von 
300.000 € und über außerplanmäßige Ausgab~n bis zu einem Betrag von 150.000 € im 
Einzelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist (Art. 66 Abs. 1 
Satz 1 GO), i ! 

, I 
i i 
I 

- Entscheidungen jeder Art mit finanziellen Auswirkungen für die Stadt, insbesondere der 
Abschluss von Verträgen und sonstiger Rechtsgeschäfte sowie die Wahrnehmung von 
Rechten und Pftichten der Stadt, bis zu einer Wertgrenze von 600.000 €, 

- die Gewährung von Zuschüssen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsüberlassung 
von Räumen, an Vereine und Verbände bis zu einem Betrag von 60.000 € je Einzelfall, 

- Grundsätze fOr Geldanlagen, für Kreditaufnahmen und für den An- und Verkauf von Wertpa­
pieren, 

b) Personalangelegenheiten der städtischen Beqmten ab Besoldungsgruppe A 9 und Beschäftig­
ten ab Entgeltgruppe 9 TVöD, mit Ausnahme der Bürgermeister und der berufsmäßigen Stadt­
ratsmitglieder; die Befugnisse nach Art 43 Abs. 1 Satz 1 GO werden insoweit hiermit vom 
Stadtrat Obertragen (Art. 43 Abs. 1 Satz 2 GO), 

c} Personalentscheidungen, zu denen die Stadt in sonstiger Weise berufen ist z. B. Bestätigung 
des Feuerwehrkommandanten, Vorschlag von Schöffen usw., 

d) Abschluss von Zweckvereinbarungen ohne ~fugnisiibertragungen, 

e) Festsetzung der Richtlinien und EntscheidunQ O~er die Vergabe von Objekten in Einheimi-
schenprogrammen, " , 

f) grundsätzliche Fragen des Straßenverkehrsrechts, 

soweit nicht der erste BOrgermeister selbstständig entscheidet. 

2. Bau- und Umweltausschuss: 

a) Erlass, Änderung und Aufhebung von Bebauungsplänen oder sonstigen Satzungen nach den 
Vorschriften des Ersten Kapitels des Baug~e~buchs und aller Satzungen nach den Vorschrif­
ten der Bayerischen Bauordnung; Änderung\9n und Ergänzungen des Flächennutzungsplans im 
Innenbereich sowie für Einzelbauvorhaben im Außenbereich, 

b) Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens und sonstiger Zustimmungen zu Bauvorhaben, 
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c) Vergabe von Aufträgen für Bauvorhaben der Stadt bis zu einer Wertgrenze von 600.000 €, 

d) Wahrnehmung der Beteiligtenrechte in Raumof:dnungs- und Planfeststellungs-verfahren sowie 
in der Bauleitplanung anderer Gemeinden, 

e) Ausübung von Vorkaufsrechten, 

f) Verkehrsplanungen, 

g) Entscheidungen Ober Widmungen nach Straßen- und Wegerecht 

h) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahreo, 
i! 

i) Abschluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträgen, 

j} Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Umweltverträglichkeitsprüfun­
gen, 

k) Entscheidungen in Mobilfunk-Angelegenheiten, 

I) Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaft, 

m) Maßnahmen im Bereich der Abfallwirtschaft und der Abwasserbeseitigung, 

n) öffentlich-rechtiiche Verträge, die den Aufgabenbereich betreffen, einSChließlich der Verträge 
zur Beschaffung von Baugelände für Einheimische, 

soweit nicht der erste Bürgermeister selbstständig entscheidet 

3. Werkausschuss: 

Alle Angelegenheiten der gemeindlichen Eigenbetriebe, soweit nicht der Stadtrat zur EntsCheidung 
ausschließlich zuständig ist sich die Entscheidung allgemein vorbehält oder im Einzelfall an sich 
zieht oder es sich um Angelegenheiten der laufenden Geschäftsführung des Bgenbetriebs handelt. 

(4) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 3 der Zeit­
raum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum nicht bestimmbar, 
so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen. 

(5) Die Ausschüsse nach § 8 sind im Rahmen ihres Aufgabenbereichs nach Abs. 3 beschließend, im 
Übrigen vorberatend tätig, soweit der Stadtrat nach § 2 selbst zur Entscheidung zuständig ist. 

§9 

RechnungaprüfungsaU$$chuSs 

Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Jahresreqhnung und die Jahresabschlüsse der Eigenbe­
triebe (örtiiche Rechnungsprüfung, Art. 103 Abs. 1 GO). 
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§10 

FerienausschUss 

(1) Die Ferienzeit des Stadtrates beträgt sechs Wocheni 'sie beginnt jeweils mit dem ersten 
Ferientag der bayerischen Sommerschulferien. .' 

1I 

(2) 1Der Ferienausschuss erledigt während der Ferten~f.ei,t alle Angelegenheiten, für die sonst der 
Stadtrat oder ein beschließender Ausschuss zuständig.l.j~.,.t ~, ... AUfgaben, die nach § 2 der Beschlussfas­
sung des Stadtrats vorbehalten sind, soll der Ferienay~huss nur erledigen, wenn sie nicht ohne 
Nachteil fOr die Beteiligten, für die Stadt oder für die A";g~l1'leinheit bis zum Ende der Ferienzeit aufge­
schoben werden können. 3Der Ferienausschuss ist nicHt z,uständig fOr die Angelegenheiten, die dem 
W~rkausschuss obliegen oder kraft Gesetzes von besofderen AusschOssen wahrgenommen werden 
mussen. , 

IV. Der erste BOrg,""eister 

, 

1.Aufgab~n 

I 
§ 11 I 

Vorsitz im ~dtrat 

(1) 1Der erste Bürgermeister führt den Vorsitz im Stadtrat (M 36 GO). 2Er bereitet die Beratungsge­
genstände vor und beruft die Sitzllngen ein (Art. 46 Abs; 2 GO). 31n den Sitzungen leitet er die Beratung 
und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus (Art. 53 Abs. 1 GO). 

(2) 1Hält der erste BOrgermeister Entscheidungen des ~adtrats oder eines beschließenden Ausschus­
ses für rechtswidrig, verständigt er den Stadtrat oder d~n Ausschuss von seiner Auffassung und setzt 
den Volrzug vorläufig aus. 2Wird die Entscheidung aufrechterhalten, führt er die Entscheidung der 
RechtsaufsichtsbehÖfde herbei (Art 59 Abs. 2 GO). . 

§ 12 

Leitung der Stadtverwa~ungJ Allgemeines 

(1) 1Der erste Bürgermeister leitet und verteilt im Rahnlen der Geschäftsordnung die Geschäfte (Art. 
46 Abs. 1 GO). 2Er kann dabei einzelne seiner Befugnisse den weiteren Bürgermeistern, nach deren 
Anhörung auch einem Stadtrats mitglied und in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Be­
diensteten der Stadt übertragen (Art 39 Abs. 2 GO). 3~ur Übertragung von Befugnissen auf Bediens~ 
tete im Sinne des Art 39 Abs. 2 Halbsatz 2 GO wird di~ Zustimmung des Stadtrats hiermit allgemein 
erteilt 4Geschäftsverteilung und Befugnisregelung sollrn übereinstimmen. 

I 

I 
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(2) 1Der erste Bürgermeister vollzieht die Beschlüsse deS Stadtrats und seiner Ausschüsse (M 36 
GO). 2Über Hinderungsgrunde unterrichtet er den Stadtrf oder den Ausschuss unverzüglich. 

(3) Der erste Bürgermeister führt die Dienstaufsicht Ober ,die Beamten und Beschäftigten der Stadt und 
übt die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegenüber d~n Stadtbeamten aus (Art 37 Abs. 4, Art. 43 
Abs. 3 GO). i 

(4) lDer erste Bürgermeister verpflichtet die weiteren BÜ~'Jgermeister schriftlich, alle Angelegenheiten 
geheim zu halten, die im Interesse der Sicherheit oder a .. derer wichtiger Belange der Bundesrepublik 
oder eines ihrer Länder Unbefugten nicht bekannt werd h dürfen. 21n gleicher Weise verpflichtet er 
Stadtratsmitglieder und Stadtbedienstete, bevor sie mit ~rartigen Angelegenheiten befasst werden 
(Art 56a GO). I; 

" I 
I 

§13 I 

Einzelne Au~gaben 

(1) Der erste Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit 

1. die laufenden Angelegenheiten, die für die Stadt ks'ine grundsätzliche Bedeutung haben und 
keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen r(Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO}, 

i 
2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder r,uf Grund eines Bundesgesetzes übertrage-

nen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der:Verteidigung einschließlich des Wehrersatz­
wesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, soyveit nicht für haushalts- oder personalrechtli­
che Entscheidungen der Stadtrat zuständig ist (Art) 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO), 

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherh~it der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder 
geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO), 

, 

4. die ihm vom Stadtrat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 00 übertragenen Angelegenheiten, 

5. die Entscheidungen über die Ernennung, Beförder~ng, Abordnung, Versetzung oder Ruhe­
standsversetzung von Beamten des einfachen un4 des mittleren Dienstes sowie die Entschei­
dung über die Einstellung, Höhergruppierung und ~ntlassung von vergleichbaren Beschäftigten, 

li 

6. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Ge~chäfte (Art. 37 Abs. 3 GO), 
I 
i 

7. die Aufgaben als Vorsitzender des Verwaltungsrats selbstständiger KommunaJunternehmen des 
öffentlichen Rechts (Art 90 Abs. 3 Satz 2 GO), 

8. die Vertretung der Stadt in Unternehmen in Privatrechtsform (Art 93 Abs. 1 GO). 
I 

(2) Zu den Aufgaben des ersten Bürgermeisters gehör~n insbesondere auch: 

1. in Personalangelegenheiten: 

a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tari~echtlicher Vorschriften, 
i 

b) die Genehmigung von Nebentätigkeiten. 
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1 

2. in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkun~en für die Stadt: 

a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln :1 

im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften U;nd im Rahmen von Richtlinien des Stadtrats, 
in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe festgelegt sind, 
im Übrigen bis zu einem Betrag von 60.000i€ im Einzelfall, 

b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung JOd die Aussetzung der Vollziehung von Ab­
gaben, insbesondere von Steuern, Beiträgen un~ Gebühren sowie von sonstigen Forderun-
gen bis zu folgenden Beträgen im Einzelfall: 1I 

Erlass I! 6.000 €, 
Niederschlagung • 30.000 €, 
Stundung bis zu einem Jahr bis 60.000 €, 
über ein Jahr bis 30.000 €, 
Aussetzung der Vollziehung 30.000 €, 

10 

Aussetzung der Vollziehung von Folgebescheiden, wenn der Grundlagenbescheid durch das 
Finanzamt ausgesetzt wurde unbegrenzt. 

c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 30.000 € und über 
außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 15.000 € im Einzelfall, soweit sie unab­
weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist (Art 66 Abs. 1 Satz 1 GO), 

d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit AUSwirkungen für die Stadt, insbesondere der Ab­
schluss von Verträgen und sonstiger Rechtsge$chäfte sowie die Wahrnehmung von Rechten 
und Pflichten der Stadt bis zu einer Wertgrenze von 60.000 €, 

e) die Gewährung von ZuschOssen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsüberlassung von 
Räumen, an Vereine und Verbände bis zu einem Betrag von 6.000 € je Einzelfall. 

3. in Grundstücksangelegenheiten: 

a) der Abschluss von Verpflichtungs- und Verfüg~ngsgeschäften über Grundstücke und grund­
stOcksgleiche Rechte bis zu einer Wertgrenzeivon 60.000 € im Einzelfall, 

1 

b) die Abgabe von Rangrücktrittserklärungen und I Erteilung von Löschungsbewilligungen für dingli­
che Rechte, die zugunsten der Stadt an fremden Grundstücken bestellt sind, 

c) die Abgabe von Erklärungen Ober sonstige dingliche Rechte bis zu einer Wertgrenze von 
60.000 € im Einzelfall, wenn dadurch grundsätzliche Rechte der Stadt nicht gefährdet werden, 

d) der Abschluss von Miet- und Pachtverträgen, wenn die Gegenleistung 30.000 € nicht übersteigt 
und die Verträge nicht auf mehr als 10 Jahre unkündbar abgeschlossen werden, 

e) die Messungsanerkennung und die Auflassung bei bereits genehmigten Verträgen, wenn die 
Abweichung nicht mehr als 60.000 € beträgt I: 

f) die Entscheidung über die Nichtausübung de$ Vorkaufsrechts nach §§ 24 ff SauGS, , 
i 

g) die Entscheidung Ober die Nichtausübung daS An- bzw. RUckkaufrechts bei Einheimischen-
Programmen unter der Voraussetzung, dass die Einheimischenbedingungen eingehalten sind, 



It
l 

,11 

I: : 

I 
h) Abschluss von Verträgen, die der Stadt ein AnkaUtsrecht im Einheimischenprogramm einräumt. 

I 

! 
4. in allgemeinen Rechts- und VelWaitungsangelegenheiten: 

I, 
a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließliph Abhilfeverfahren, die Abgabe von Pro­

zesserklärungen einschließlich Klageerhebung, ~inlegung von Rechtsmitteln und Abschluss 
von Vergleichen sowie die Erteilung des Manda~ ~n einen Prozessbevollmächtigten, wenn 
die finanzielle Auswirkung auf die Stadt bzw., fal~s 4iese nicht bestimmbar, der Streitwert vor­
~~SiChtliCh 60.000 € nicht übersteigt und die A]~~legenheit keine grundsätzliche Bedeutung 

il 
b) Angelegenheiten des übertragenen WirkUngSkrfises, soweit sie nicht dem Stadtrat oder ei­

nem Ausschuss vorbehalten sind (§§ 2, 8), insb~sondere Staatsangehörigkeits- und Perso­
nenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und ptatistik, Gesundheits- und Veterinärwesen, 
öffentiiches Versicherungswesen, Lastenausgleich, 

). , 

c} Abschluss von öffentiich-rechHichen Verträgen piS zu einer Wertgrenze von 60.000 €, 

d} Genehmigungen im Vollzug der Baumschutzverordnung bis zu vier Bäumen. 
I 

1I 5. in Bauangelegenheiten: I 

11, 

a} die Abgabe der Erklärung der Stadt nach Art 5~:AbS. 2 Nr. 4 bzw. die Mitteilung nach Art. 58 
Abs. 3 Satz 4 BayBO, , 

I 
! 

b} die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. q Satz 2 BayBO, 
! 

c) die Stellungnahme nach Art. 64 Abs. 1 Satz 2 B~yBO bzw. die Erteifung des gemeindlichen 
Einvernehmens nach § 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 HaJbsatz 1 BayBO tür Wohnge­
bäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 sowie für b~uliche Anlagen, die keine Gebäude sind, mit 
einer Höhe bis zu 10m I 

- im Geltungsbereich eines Bebauungsp!ans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines 
vorhaben bezogenen Bebauungsplans rach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit das Vorhaben 
ohne bzw. mit geringfflgigen Ausnahm~n und Befreiungen nach § 31 BauGB zulässig 
ist ; 

- innerhalb eines im Zusammenhang bepauten Ortsteils, 

d) die Zulassung von isolierten Abweichungen im [Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1 BayBO, 
I 

e) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 2& Abs. 1 Satz 3 SauGB. 
, 

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemes~ung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der Zeit­
raum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung besteren soll; ist dieser Zeitraum nicht bestimmbar, 
so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen. !:; 

1 

(4) Soweit die Aufgaben nach den Absatzen 1 und 2 nIcht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO fallen, 
werden sie hiermit dem ersten Bürgermeister gemäß p'rt. 37 Abs. 2, Art. 43 Abs. 2 GO zur selbst-
ständigen Erledigung übertragen. 1 

I 
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§14 I 
I 

Vertretung der Stadt pach außen 
, i 

(1) Die Befugnis des ersten Bürgermeisters zur Vertretu~g der Stadt nach außen bei der Abgabe von 
rechtserheblichen Erklärungen (Art. 38 Abs. 1 GO) bescor~kt sich auf den Vollzug der einschlägi­
gen Beschlüsse des Stadtrats und der beschließenden ~Us?chüsse, soweit der erste Bürgermeister 
nicht gemäß § 12 zum selbstständigen Handeln befugt i~t I 

,I . 
(2) 1Der erste Bürgermeister kann im Rahmen seinerve~~tungSbefugniS unter Be.~htung des Art. 
39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht zur Vertreturyg per Stadt erteilen. 2Zur Ubertragung von 
Befugnissen auf Bedienstete im Sinne des Art. 39 Abs. * Hßlbsatz 2 GO wird die Zustimmung des 
Stadtrats hiermit allgemein erteilt 

§15 

Abhalten von Bürgervtsammlungen 

I 
(1) 1 Der erste Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich, auf Verlangen des Stadtrats auch 
öfter, eine Bürgerversammlung ein (Art. 18 Abs. 1 GO). fDEm Vorsitz in der Versammlung führt der 
erste Bürgermeister oder ein von ihm bestellter Vertreter. 

I • 
I 
I 

(2) Auf Antrag von GemeindebOrgem nach Art 18 Abs. ;2 GO beruft der erste Bürgermeister darüber 
hinaus eine weitere Bürgerversarnmlung ein, die innerhalb von drei Monaten nach Eingang des An­
trags bei der Stadt stattzufinden hat 

§16 
I 

Sonstige Geschäfte 
I 

Die Befugnisse des ersten Bürgermeisters, die außerh$lb der Gemeindeordnung gesetzlich festge-
legt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtlichen Geschäfte, Aufnahme von Nottestamenten 
usw.), bleiben unberührt. 

2. Stellvertr~ung 

§ 17
1 

, I 

Weitere Bürgermeister, weiterelSUtllvertreter, Aufgaben 
, 

(1) Der erste Bürgermeister wird im Fall seiner Verhind~ng vom zweiten Bürgermeister und, wenn 
dieser ebenfalls verhindert ist, vom dritten BÜrgermeisrr·vertreten (Art 39 Abs. 1 Satz 1 GO). 

(2) Der Stellvertreter übt im Verhinderungsfall die gesrten gesetzliChen und geschäftsordnungsmä-
ßigen Befugnisse des ersten Bürgermeisters aus. :. 

12 
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11 

I: 13 
,I 
I: 
,I 

(3) 1Ein F.~II der yerhinderung liegt vor, wenn die ~u vertr~t~nde Per~on au~ tatsäch~ichen oder recht· 
hchen Grunden, Insbesondere wegen Abwesenheit Urta~b'l Krankheit vor1äufiger DIenstenthebung 
oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist ihr ~ auszuüben. 21st die zu vertretende Person 
bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsg~~häfte auszuüben und bei Bedarf wieder 
rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der verhinderun~i nifht vor. 

I'i , 
,I i 
I, ! 

li 1 

V. Ortssprec~~ 
I, . 
I; , 

§18 

Rechtsstellung, ~gaben 

(1) 1Der Ortssprecher ist ein ehrenamtlich tätiger Gemeihdebürger mit beratenden Aufgaben. 2Er hat 
das Recht, an allen Sitzungen des Stadtrats und seiner 4usschOsse mit beratender Stimme teilzu-
nehmen und Anträge zu stellen. I, : 

" 

(2) Der Ortssprecherwird zu den Sitzungen eingeladen;l~ 24 gilt entsprechend. 

B.OerGeschift$gang 

I. Allgemeitles 
I 

I 
I 

§19 i 
i' 

i 

Verantwortung für den ~~schäftsgang 
I 

(1) 1Stadtrat und erster Bürgermeister sorgen für den otdnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbe-
sondere für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften i~ eigenen und im übertragenen Wirkungskreis 
und für die Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen und Weisungen der Staatsbehörden. 2Sie 
schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen (Art. 56 Alls. 2, Art. 59 Abs. 1 GO). 

I 

(2) 1Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohqer an den Stadtrat (Art 56 Abs. 3 GO) werden 
durch die Verwaltung vorbehandelt und sodann dem~d1rat oder dem zuständigen beschließenden 
Ausschuss vorgelegt 2Eingaben, die in den Zuständig· . bereich des ersten Bürgermeisters fallen, 
erledigt dieser in eigener Zuständigkeit in bedeutende Ntgelegenheiten unterrichtet er den Stadtrat 



i 
§20 i 1 

I ' 
Sitzungen, Beschlu"lhigkeit 

(1) 1Der Stadtrat beschließt in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1., ~o~. 2Eine Beschlussfassung durch mündli­
che Befragung außerhalb der Sitzungen oder im UmlauN:ertahren ist ausgeschlossen. 3Während der 
Sitzungen ist das Rauchen nicht gestattet. : ,I I 

I" , 

(2) Der Stadtrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mit91~~d~r ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und Stimmberechtigtii~t (Art. 47 Abs. 2 GO). 

::1 I 
(3) 1Wird der Stadtrat wegen Beschlussunfähigkeit in eln~r frOheren Sitzung infolge einer nicht ausrei-
chenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal z~r Verhandlung Ober denselben Gegenstand 
zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl' der Erschienenen beschlussfähig. 28ei der 
zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden (Art. 47 Abs. 3 GO). 

§21 :; 

Öffentliche Sitzungen 
I, 
h 
'. i 

(1) Die Sitzungen des Stadtrats sind öffentlich, soweit ni~ht Rücksichten auf das Wohl der Allgemein-
heit oder auf berechtigte AnspruChe Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs. 2 GO). 

(2) 1Die öffentlichen Sitzungen des Stadtrats sind allgemein zugänglich, soweit der fOr Zuhörer be­
stimmte Raum ausreicht 2Für die Medien ist stets eine angemessene Zahl von Plätzen freizuhalten. 
3"f on- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen der Zustimm~ng des Vorsitzenden und des Stadtrats; sie 
sind auf Verlangen eines einzelnen Mitglieds hinsich~ic!l s~iner Person zu unterlassen. 

(3) Zuhörer, welche die Ordnung der Sitzung stören, kö~n~n durch den Vorsitzenden aus dem Sit-
zungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO). 1; i 

, 

(4) Die Sitzungen des Stadtrats werden vor Sntritt in di~ llagesordnung mit einer Bürgerfragestunde 
von maximal 15 Minuten eingeleitet Wenn die Fragen /'lic~t sofort beantwortet werden können, soll 
dies innerhalb von drei Wochen schriftlich geschehen. t=ragen zur Tagesordnung können nicht gestellt 
werden. 

§22 

Nichtöffentliche ~itzungen 
, 1 

(1) 11n nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel b~rardelt: 
, 
, 

1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, ,i 
2. Rechtsgeschäfte in GrundstOcksangelegenheiten, , 
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergelilei~lmis unterliegen . 

... I 

2Außerdem werden in nichtöffentlicher Sitzung behan~l~ 
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1. Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, d~ren nichtöffentliche Behandlung im Ein-
zelfall von der Aufsichtsbehörde verfügt ist, i 

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durchi Gesetz vorgeschrieben oder nach der 
Natur der Sache erforderlich ist ! i 

(2) lZU nichtöffentiichen Sitzungen können im Einzelfall dlilrdh Beschluss Personen, die dem Stadtrat 
nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anw~nheit für die Behandlung des jeweiligen 
Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 2Diese Personen! sqllen zur Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 
1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden. ! I 

j i 
(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse giqt der erste Bürgermeister der Öffentlich-
keit bekannt sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art 52 Abs. 3 GO). 

, 

11. Vorbereitung der Sit%ungen , , 
[ 

§23 

Einberufung 

(1) 1Der erste Bürgermeister beruft die Stadtratssitzungen ein, wenn die Geschäftslage es erfordert 
oder wenn ein Viertel der Stadtratsmitglieder es schriftlich unter Bezeichnung des Beratungsgegens­
tandes beantragt (Art. 46 Abs. 2 Sätze 2 und 3 GO). 2Nac~ Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 
46 Abs. 2 Satz 3 GO beruft er die Stadtratssitzung so rech~eitig ein, dass die Sitzung spätestens am 
14. Tag nach Beginn der Wahlzeit oder nach Eingang des Verlangens bei ihm stattfinden kann (Art. 46 
Abs. 2 Satz 4 GO). 

(2) lDie Sitzungen finden im "Kleinen Saal" der Schlossberghalle statt; sie beginnen regelmäßig um 
18.30 Uhr. 21n der Einladung (§ 25) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt werden. 

§24 

Tagesordnung 
! 

(1) 1Der erste Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest i2Rechtzeitig eingegangene Anträge von 
Stadtrats mitgliedern setzt der erste Bürgermeister mög';ch

j
• st auf die Tagesordnung der nächsten Sit­

zung. 31st das nicht möglich, sind die Anträge in jedem Fa I innerhalb von 3 Monaten auf die Tagesord­
nung einer Stadtratssitzung zu setzen. 4Eine materiellelV@rprüfung findet nicht statt. 

I 

I 
(2) 11n der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert zu benen­
nen, damit es den Stadtratsmitgliedern ermöglicht wird, sich auf die Behandlung der jeweiligen Gegens­
tände vorzubereiten. 2Das gilt sowohl für öffenUiche als apch für nichtöffentliche Stadtratssitzungen. 
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(3) lDie Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweUs ~nter Angabe von Ort und Zeit der Sitzung 
spätestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsüblich bekannt zumachen (Art. 52 Abs. 1 GO). 2Die Tages­
ordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gem~ht 

(4) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffen~ichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt wer­
den. Bei einer Weitergabe von ergänzenden Sitzungsunt,rlrgen sind die einschlägigen Vorschriften 
des Datenschutzes zu beachten. .. : 

§25 

Form und Frist für die ~inladung 

(1) lDie Stadtratsmitglieder werden schriftlich unter Beifüguing der Tagesordnung zu den Sitzungen 
eingeladen. 2Die Tagesordnung kann bis spätestens zum ~blauf des 3. Tages vor der Sitzung ergänzt 
werden. 3DerTagesordnung sollen weitere Untertagen, ins~esondere Beschlussvorlagen, beigefügt 
werden, wenn und soweit das sachdienlich ist 4Einladung, Tagesordnung und weitere Unterlagen kön~ 
nen ergänzend auch in elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden, soweit Gründe der Geheim­
haltung nicht entgegenstehen. 

i 
(2) lDie Ladungsfrist beträgt 4 Tage; sie kann in dringenden Fällen auf 3 Tage verkürzt werden. 2Der 
Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden ibei der Berechnung der Frist nicht mitge­
rechnet. 

§26 

Anträge 

(1) 1Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen,: sind schriftlich zu stellen und ausreichend 
zu begründen. 2Sie sollen spätestens bis zum 10. Tag vor ~er Sitzung beim ersten Bürgermeister 
eingereicht werden. 3Soweit ein Antrag mit Ausgaben ver~unden ist, die im Haushaltsplan nicht vor­
gesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten .. 

(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wahrend der Sitzung gestellte Anträge kön­
nen nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn 

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Stadtrat der Behandlung mehrheitiich zustimmt oder 
2. sämtiiche Mitglieder des Stadtrats anwesend sind ~np kein Mitglied der Behandlung widerspricht 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache sachan~äge, z. B. Nichtbefassungsanträge, Zurück­
ziehung eines Antrags, Änderungsanträge u.ä., könneni al~ch während der Sitzung und ohne Beach-
tung der Schriftform gestellt werden. I 
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I 

I' 
111. Sitzungsverla1f 

§27 
I 

Eröffnung der snzJng 

(1) 1Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung. 2Er stellt die o~qnJngsgemäße ladung der Stadtrats mit­
glieder sowie die Beschlussfähigkeit des Stadtrats fest uHd ~rkundigt sich nach Einwänden gegen 
die Tagesordnung. 3Ferner lässt er Ober die Genehmigung der Niederschrift Ober die vorangegan­
gene öffentliche Sitzung, falls sie mit der Einladung verschi4kt wurde, abstimmen. 

I 

(2) 1Die Niederschrift Ober die vorangegangene Sitzung sol~ möglichst innerhalb 14 Tagen nach der 
Sitzung an die Stadtratsmitglieder versandt werden. 2Wenn' bis zum Schluss der nächsten Sitzung 
keine Einwendungen erhoben werden, so gilt die Niedersc~rift als vom Stadtrat gemäß Art. 54 Abs. 
2 GO genehmigt 

(2) 18011 ein Tagesordnungspunkt in nichtöffenßicher Sitzu~g behandelt werden (§ 22), so wird darüber 
vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52 Abs. 2 Satz 2 GO). 2Wird 
von vornherein zu einer nichtöffentlichen Sitzung eingelad~n, gilt die Behandlung in nichtöffentlicher 
Sitzung als gebilligt wenn und soweit nicht der Stadtrat anders entscheidet. 

I 
(3) 1Der Vorsitzende oder eine von ihm mit der Berichterst~ttung beauftragte Person trägt den Sach-
verhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und el1äu~ert ihn. 2Anstelle des mündlichen Vortrags 
kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden. 

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss b~handelt worden sind, ist der Beschluss des 
Ausschusses bekannt zu geben. I 

(5) 1Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Vorsitienden oder auf Beschluss des Stadtrats 
Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehört werd$. 2Entsprechendes gilt für sonstige sach-
kundige Personen. I 

§29' 

Beratung der Sitzungsg,genstände 

(1) Nach der Belichterstattung, gegebenenfalls nach dem;Vortrag der Sachverständigen, eröffnet der 
Vorsitzende die Beratung. I 

(2) 1Mitglieder des Stadtrats, die nach den Umständena~nehmen müssen, von der Beratung und 
Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordn4ng wegen persönliCher Beteiligung (Art. 49 
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Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor BeQinJ der Beratung dem Vorsitzenden unaufge­
fordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt wenn Anhaltspunkite dieser Art während der Beratung er­
kennbar werden. 3Das wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossene Mitglied hat während der 
Beratung und Abstimmung seinen Platz am Beratungstisch Izu verlassen; es kann bei öffenijicher Sit­
zung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei nichtöffentlicher:Si~ung verlässt es den Raum. 

(3) 1Sitzungsteilnehmer dürfen das Wort nur ergreifen, ~enh es ihnen vom Vorsitzenden erteiH wird. 
2Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge deriW~rtmeldungen. 3Bei gleichzeitiger Wortmel­
dung entscheidet der Vorsitzende Ober die Rejhenfolge.i4B~i Wortmeldungen .zur Geschäftsordnung" 
ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen, 5Zuhörerrll ~nn das Wort nicht erteilt werden. 

(4) 1Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten illre Rede an den Stadtrat 2Die Redebei-
I 

träge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt: beziehen. 

(5) 1Während der Beratung über einen Antrag sind nur zul~ssig: 
1. Anträge zur Geschäftsordnung, i 

2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurockziehung des zu beratenden Antrags. 
2Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimrru.;n; eine Beratung zur Sache selbst findet 
insoweit nicht statt. . i . 

I 
(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die ~ratung vom Vorsitzenden geschlossen. 

(7) 1Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Vorsitzende zur Ordnung und 
macht sie auf den Verstoß aufmerksam. 2Bei weiteren Verstößen kann ihnen der Vorsitzende das 
Wort entziehen. : 

(8) 1Mitglieder des Stadtrats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann der Vorsitzende mit 
Zustimmung des Stadtrats von der Sitzung ausschließen. ~Über den Ausschluss von weiteren Sitzun-
gen entscheidet der Stadtrat (Art. 53 Abs. 2 GO). I 

I 

(9) 1Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder ~utheben, falls Ruhe und Ordnung im Sit­
zungssaal auf andere Weise nicht Wiederhergestellt werden können. 2Eine unterbrochene Sitzung ist 
spatestens am nächsten Tag fortzufOhren; einer neuerlich.n Einladung hierzu bedarf es nicht. 30ie 
Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzu~g unterbrochen wurde. 40er Vorsitzende 
gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt . 

§30 

Abstimmun~ 
I 

(1) 1Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahm; eines Antrags auf "Schluss der Beratung" 
schließt der Vorsitzende die Beratung und lässt über d~n Beratungsgegenstand abstimmen. 2Er ver­
gewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit (§ 20 Abs~ 2 und 3) gegeben ist. 

I 

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird üb~r sie in der nachstehenden Reihenfolge 
abgestimmt 

1. Anträge zur Geschäftsordnung, ! 
2. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die vqraussichUich einen größeren Aufwand erfor-

dern oder einschneidendere Maßnahmen zum Geg~nstand haben, 
I 
I 
I 
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3. früher gesteltte Anträge vor später gesteUten, sofern !dJr spätere Antrag nicht unter die Nm. 1 
oder 2 fällt. I I 

I,. I 

(3) 1Grundsätzlich wird Ober jeden Antrag insgesamt abQ~s~mmt 2Über einzelne Teile eines Antrags 
wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird <>fer der Vorsitzende eine Teilung vornimmt. 

(4) 1Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werdeH. 2ber Vorsitzende formuliert die zur Abstim­
mung anstehende Frage so, dass sie mit ,ja" oder nnein1 !b~antwortet werden kann. 3Grundsätzlich 
wird in der Reihenfolge Ja" - "nein" abgestimmt ·1 

(5) 1 Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch H~ndaufheben oder auf Beschluss des Stadt­
rats durch namentiiche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst, soweit nicht 
im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 4Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge­
lehnt (Art 51 Abs. 1 GO); wird dadurch ein ausnahmsweise negativ formulierter Antrag abgelehnt 
bedeutet dies nicht die Beschlussfassung über das Gegent!:!iL 3Kein Mitglied des Stadtrats darf sich 
der Stimme enthalten (Art. 48 Abs. 1 Satz 2 GO). . i 

I 
(6) 1Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zählen. 2Das Abstimmungser­
gebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu, gePen; dabei ist festzustellen, ob der Antrag 
angenommen oder abgelehnt ist. I 

(7) 1Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Anüf19 kann in derselben Sitzung die Beratung 
und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden,! wenn nicht alle Mitglieder, die an der Ab­
stimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden sind. 21n einer späteren Sitzung 
kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen ist ein bereits zur Abstimmung gebrachter Bera­
tungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt ~erden, wenn neue Tatsachen oder neue 
gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungspegenstand ordnungsgemäß auf die Tages-
ordnung gesetzt wurde. ! 

I 

§31 I 
Wahlen/ 

I 

(1) Für Entscheidungen des Stadtrats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen Rechtsvorschriften 
als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art 51 Abs. 3 GO, söweit in anderen Rechtsvorschriften nichts Ab-
weichendes bestimmt ist. 1 

(2) 1Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stim~zetteln vorgenommen. 2Ungültig sind insbe­
sondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche S«mmzettel, die den Namen des Gewählten nicht 
eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von KennzeiC~/·.i ~ oder ähnlichem das Wahlgeheimnis verlet-
zen können. , I. : 

... I 

(3) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegeb~e~ gültigen Stimmen erhält. 21st mindestens 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. 31st die Mehrheit der ab­
gegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewetber mehr als die Hälfte der abgegebenen gülti­
gen Stimmen, findet Stichwahl unter den beiden Bewe~bern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. 
4Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei Bewerber ~e Igleiche höchste Stimmenzahl, wird die Wahl 
wiederholt 5Haben mehrere Bewerber die gleiche zw~lth9chste Stimmenzahl, entscheidet das Los 
darüber, wer von ihnen in die Stichwahl kommt. 6Bei ~mmengleichheit in der Stichwahl entscheidet 
gleichfalls das Los. Ir 



§32 

Anfragen. , 

1Die Stadtratsmitglieder können in jeder Sitzung nach ErI~di~Ung der Tagesordnung an den Vorsit­
zenden Anfragen Ober solche Gegenstände richten, die in dle Zuständigkeit des Stadtrats fallen und 
nicht auf der Tagesordnung stehen. 2Nach Möglichkeit S(J)!ler solche Anfragen sofort durch den Vorsit­
zenden oder anwesende Stadtbedienstete beantwortet w~rqen. 31st das nicht möglich, so werden sie 
in der nächsten Sitzung oder schriftlich beantwortet 4Eine Aussprache Ober Anfragen findet in der 
Sitzung grundsätzlich nicht statt. I 

§33 

Beendigung der Si~ung 
" 

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragep schließt der Vorsitzende die Sitzung. 
, I 

IV. Sitzungsnieders~hrift 

§34 
, , 

Form und Inha~ 
, 

(1) 1Über die Sitzungen des Stadtrats werden Niederschri~en gefertigt, deren Inhalt sich nach Art. 54 
Abs. 1 GO richtet 2Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen und nichtöffentlichen Ta­
gesordnungspunkten gefOhrt 3 Niederschriften sind jahrgalfl9sweise zu binden. 

I , 

(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten, g~führt. 
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§35 

Einsichtnahme und Ab~thrifterteilung 
; ! 

(1) In die Niederschriften Ober öffen~iche Sitzungen kdnn~n alle Gemeindebürger Einsicht nehmen; 
dasselbe gilt für auswärts wohnende Personen hinsich~ic~ ihres Grundbesitzes oder ihrer gewerbli­
chen Niederlassungen im Stadtgebiet (Art. 54 Abs. 3 sah: 2 GO). 

I I 

(2) 1Stadtratsmitglieder können jederzeit die NiederSChhft~n über öffenffiche und nichtöffentliche Sit­
zungen einsehen und sich Abschriften der in öffentljche~ Sitzung gefassten Beschlüsse erteilen lassen 
(Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von Beschlüssen, die in nichtöffentiicher Sitzung gefasst wur­
den, können sie verlangen, wenn die Grunde für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 
LV.m. Art 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Niederschriften früherer Wahlzeiten. 

(4) In RechnungsprOfungsangelegenheiten können die IStadtratsmitglieder jederzeit die Berichte über 
die Prüfungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschrift,n ferden nicht erteilt 

1 . 

V. Geschäftsgang der Ausschüsse 

§36 

Anwendbare Bestimmungen 

(1) lFür den Geschäftsgang der Ausschüsse gelten die §§ 19 bis 35 sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass die Sitzungen jeweils um 17 Uhr beginnen. 2Sta~tratsmitglieder, die einem Ausschuss nicht an­
gehören, erhalten die Ladungen zu den Sitzungen nebst Tagesordnung nachrichtlich. 

(2) lMitglieder des Stadtrats können in der Sitzung eines Ausschusses, dem sie nicht angehören, nur 
als Zuhörer anwesend sein. 2Berät ein Ausschuss über den Antrag eines Stadtratsmitglieds, das die­
sem Ausschuss nicht angehört, so gibt der Ausschus$ dem Antragsteller Gelegenheit seinen Antrag 
mündlich zu begründen. 3Satz 1 und 2 gelten für öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen. 

VI. Bekanntmachung von Satz~ngen und Verordnungen 

§37 i 

Art der Bekanntmachung 

(1) Satzungen und Verordnungen werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises/des 
Landratsamtes amtlich bekannt gemacht . 

21 



22 

I I 

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise: aus wichtigem Grund auf eine andere in Art. 26 
Abs. 2 GO bezeichnete Art amtiich bekannt gemacht, sb wird hierauf im Amtsblatt des landkreises/des 
landratsamtes hingewiesen. 

I 
I 

C. SChluSsbestimrU~gen 
! 

§38 I I 

Änderung der GeschäftSordnung 

Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss des Stadtrats geändert werden. 

§39 i 

Verteilung der Gesch~ordnung 

1Jedem Mitglied des Stadtrats ist ein Exemplar der Geschäftsordnung auszuhändigen. 21m Übrigen 
liegt die Geschäftsordnung zur allgemeinen Einsicht in der Verwaltung der Stadt auf. 

§40 

Inkrafttreten 

1Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 12008 in Kraft 2Gfeichzeitig tritt die Geschäfts­
ordnung vom 25. Juni 2002 außer Kraft. 

I I 

Starnberg, 1. Juli 2008 


